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Änderung des Gesetzes über die Kantonspolizei: Befugnis zur Anordnung der Überwachung des 

Fernmeldeverkehrs im Rahmen der Suche und Rettung vermisster Personen;  

Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat 

  

1. Erwägungen 

Das Departement des Innern (Polizei Kanton Solothurn) unterbreitet Botschaft und Entwurf  

über die Änderung des Gesetzes über die Kantonspolizei: „Befugnis zur Anordnung der Überwachung 

des Fernmeldeverkehrs im Rahmen der Suche und Rettung vermisster Personen“ zur Beratung und 

Beschlussfassung.  

2. Beschluss 

2.1 Die Vorlage wird zuhanden des Kantonsrates beschlossen. 

2.2 Die Staatskanzlei wird beauftragt, die Gesetzesänderung nach deren Inkrafttreten dem Bund 

zur Kenntnis zu bringen. 

Yolanda Studer 

Staatsschreiber – Stellvertreterin 

Vorberatende Kommission 

Justizkommission 

Verteiler 

Departement des Innern 

Polizei Kanton Solothurn 

Ratsleitung (7) 

Präsidien der ständigen Kommissionen (7) 

Staatsanwaltschaft, mit B + E 

Haftgericht, mit B + E 

Parlamentsdienste, mit B + E 
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Traktandenliste Kantonsrat, mit B + E 

Aktuarin Justizkommission, mit B + E 
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